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270. Bundesgesetz: Anbringung von zweisprachigen topographischen Bezeichnungen und Auf-
schriften in den Gebieten Kärntens mit slowenischer oder gemischter Be-
völkerung

2 7 1 . Bundesgesetz: Preisbestimmungsgesetz 1972
272. Bundesgesetz: Förderung staatsbürgerlicher Bildungsarbeit im Bereich der politischen Par-

teien sowie der Publizistik

270 . Bundesgesetz vom 6. Juli 1972, mit
dem Bestimmungen über die Anbringung
von zweisprachigen topographischen Be-
zeichnungen und Aufschriften in den Ge-
bieten Kärntens mit slowenischer oder ge-
mischter Bevölkerung getroffen werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Im Bereich der in der Anlage angeführten
Ortschaften in Gemeinden des Landes Kärnten
sind die topographischen Bezeichnungen und
Aufschriften, die von Gebietskörperschaften an-

gebracht werden, sowohl in deutscher als auch
in slowenischer Sprache zu verfassen. Als slowe-
nische Namen sind die ortsüblichen Bezeichnun-
gen zu verwenden.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung betraut.

Jonas
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Kirchschläger Moser

Firnberg Leodolter

Anlage

VERZEICHNIS DER ORTSCHAFTEN

10 176
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2 7 1 . Bundesgesetz vom 8. Juli 1972 über
die Bestimmung der Preise anläßlich der
Einführung des Umsatzsteuergesetzes 1972

(Preisbestimmungsgesetz 1972)

Der Nationalrat hat beschlossen:.

Artikel I
§ 1. (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung

und Aufhebung von Vorschriften, wie sie in
diesem Bundesgesetz enthalten sind, sowie die
Vollziehung dieser Vorschriften sind bis zum
Ablauf des 30. September 1973 auch in den Belan-
gen Bundessache, hinsichtlich derer das Bundes-
Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 etwas
anderes vorsieht.

Artikel II
§ 2. (1) Mit dem Inkrafttreten des Bundes-

gesetzes über die Besteuerung der Umsätze (Um-
satzsteuergesetz 1972), BGBl. Nr. 223, haben die
Unternehmer im Sinne des § 2 Umsatzsteuer-
gesetz 1972 vor Hinzurechnung der neuen Steuer
die in den Preisen der Waren und Leistungen
enthaltenen Belastungen an bisheriger Umsatz-
steuer und Beförderungssteuer von den zum Zeit-

punkt des Inkrafttretens des Gesetzes berech-
neten Preisen in Abzug zu bringen. Dabei sind
die Bestimmungen des Umsatzsteuergesetzes 1972
und des Einführungsgesetzes zum Umsatzsteuer-
gesetz 1972 — insbesondere der Umstand, daß
der § 28 Umsatzsteuergesetz 1972 nur für einen
Teil des Anlagevermögens eine Entlastung vor-
sieht — sowie die betriebswirtschaftlichen Um-
stände entsprechend zu berücksichtigen. Ebenso
sind in den Preisen der Waren enthaltene Zoll-
beträge sowie Ausgleichsabgabebeträge für land-
wirtschaftliche Erzeugnisse und deren Verarbei-
tungsprodukte, welche in der Zeit bis zum Außer-
krafttreten dieses Bundesgesetzes in Wegfall
kommen, von den in Rechnung gestellten Preisen
in Abzug zu bringen. Unternehmer, die an nach-
gelagerte Handelsstufen nach dem Kartellgesetz
zulässige Preisempfehlungen ausgeben, haben bei
diesen Preisempfehlungen nach denselben Grund-
sätzen vorzugehen (Ordnungsgemäße Entlastung).

(2) Bei Sachgütern und Leistungen, die dem
Preisregelungsgesetz 1957 unterliegen und bei
denen keine Ausnahme vom Anwendungsbereich
des Preisregelungsgesetzes durch Verordnung ver-
fügt wurde, hat die Preisbehörde sich nach den
Grundsätzen des Abs. 1 zu richten.
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(3) Ein Preis ist im Sinne des Abs. 1 ordnungs-
gemäß entlastet, wenn der vom Bundesminister
für Handel, Gewerbe und Industrie nach Anhö-
rung der Bundeskammer der gewerblichen Wirt-
schaft, der Präsidentenkonferenz der Landwirt-
schaftskammern Österreichs, des Österreichischen
Arbeiterkammertages und des Österreichischen
Gewerkschaftsbundes festgesetzte Entlastungssatz
angewendet wird. Diese Entlastungssätze sind bis
15. November 1972 im „Amtsblatt zur Wiener
Zeitung" zu veröffentlichen.

(4) Entspricht der Entlastungssatz nach Abs. 3
für eine Ware oder Leistung nicht den betrieb-
lichen Gegebenheiten eines Unternehmens, hat
der Unternehmer dem Bundesminister für Han-
del, Gewerbe und Industrie die von ihm errech-
neten Entlastungssätze nachzuweisen. Über die
Rechtfertigung dieser Entlastungssätze hat der
Bundesminister für Handel, Gewerbe und Indu-
strie nach Anhörung der Bundeskammer der
gewerblichen Wirtschaft, der Präsidentenkonfe-
renz der Landwirtschaftskammern Österreichs,
des Österreichischen Arbeiterkammertages und
des Österreichischen Gewerkschaftsbundes binnen
acht Wochen zu entscheiden. Ergeht innerhalb
dieser Frist keine Entscheidung, gilt der gel-
tend gemachte Entlastungssatz als gerechtfertigt.
Bis zum Ergehen einer Entscheidung durch den
Bundesminister für Handel, Gewerbe und Indu-
strie — oder, falls bis zum Ablauf der acht-
wöchigen Frist keine Entscheidung ergeht, bis
zu diesem Zeitpunkt — ist ein Abweichen von
den sich aus Abs. 3 ergebenden Entlastungs-
sätzen durch das antragstellende Unternehmen
unzulässig.

§ 3. Der § 7 des Preisregelungsgesetzes 1957
über die Ersichtlichmachung von Preisen gilt mit
der Maßgabe, daß die Preise derart ersichtlich zu
machen sind, daß die Umsatzsteuer mit einge-
schlossen ist.

§ 4. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörden, im
Wirkungsbereich von Bundespolizeibehörden
diese, sind berechtigt, durch ihre Organe vom
Unternehmer oder seinem Bevollmächtigten Aus-
künfte über alles zu verlangen, was für die An-
wendung der Entlastungssätze (§ 2) maßgebend
ist.

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörden, im Wir-
kungsbereich von Bundespolizeibehörden diese,
haben zu kontrollieren, ob die Bestimmungen
über die zulässigen Höchstpreise (§ 2) und über
die Preisauszeichnungspflicht (§ 3) eingehalten
werden.

(3) Die Bezirksverwaltungsbehörden können
sich bei der Durchführung der Abs. 1 und 2 der
Organe der Bundesgendarmerie bedienen.

§ 5. (1) Unternehmer, welche die Entlastung
gemäß § 2 nicht ordnungsgemäß durchführen,
sind von den im § 4 bezeichneten Behörden und

Organen nachweislich aufzufordern, ihre Preise
innerhalb einer Frist von einer Woche ordnungs-
gemäß zu berichtigen. Kommt der Unternehmer
dieser Aufforderung nach, ist von der Anwen-
dung des Abs. 2 abzusehen.

(2) Eine Verwaltungsübertretung begeht und
ist von der Bezirksverwaltungsbehörde, im Wir-
kungsbereich einer Bundespolizeibehörde von
dieser, mit einer Geldstrafe bis zu 50.000 S, im
Falle ihrer Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zu
drei Monaten zu bestrafen, wer gegen diese
Bestimmungen des § 2 vorsätzlich oder grob fahr-
lässig verstößt.

(3) Eine Verwaltungsübertretung begeht und
ist von der im § 4 angeführten Behörde mit einer
Geldstrafe bis zu 5000 S, im Falle ihrer Unein-
bringlichkeit mit Arrest bis zu zwei Wochen zu
bestrafen, wer

a) die Preisauszeichnungspflicht nach § 3 ver-
letzt,

b) der Auskunftspflicht nach § 4 nicht nach-
kommt.

(4) Wird die Entlastung gemäß § 2 nicht ord-
nungsgemäß durchgeführt, so kann unabhängig
von der Verhängung einer Strafe nach Abs. 2
das unzulässige Entgelt (der Unterschied zwischen
dem erzielten und dem sich aus der Anwendung
des § 2 ergebenden Preis) ganz oder teilweise für
verfallen erklärt werden.

(5) Die Bestimmungen der Abs. 2 und 4 sind
auch auf jene Unternehmer anzuwenden, die eine
ordnungsgemäße Entlastung nach § 2 dadurch
umgehen, daß sie, ohne daß dies durch ent-
sprechende Kostenerhöhungen verursacht ist, die
vorgenommene Entlastung durch Preiserhöhung
ganz oder teilweise unwirksam machen.

(6) Die Verjährungsfrist (§ 31 Abs. 2 VStG
1950) beträgt bei den Verwaltungsübertretungen
nach diesem Bundesgesetz sechs Monate.

§ 6. Dieses Bundesgesetz tritt am 1. September
1972 in Kraft und mit 30. September 1973 außer
Kraft.

§ 7. (1) Mit der Vollziehung des § 1 ist die
Bundesregierung betraut.

(2) Die Vollziehung hinsichtlich der Festlegung
der Entlastungssätze nach § 2 Abs. 1 und 3 obliegt
dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie.

(3) Die Vollziehung des § 2 Abs. 2 obliegt den
nach dem Preisregelungsgesetz zuständigen Bun-
desministern.

(4) Mit der Vollziehung der übrigen Bestim-
mungen ist der Bundesminister für Inneres be-
traut.

Jonas
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Kirchschläger Moser

Firnberg Leodolter
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2 7 2 . Bundesgesetz vom 9. Juli 1972
über die Förderung staatsbürgerlicher
Bildungsarbeit im Bereich der politischen

Parteien sowie der Publizistik

Der Nationalrat hat beschlossen:

ABSCHNITT I

Förderung der staatsbürgerlichen Bildungsarbeit
der politischen Parteien

§ 1. (1) Der Bund hat die staatsbürgerliche
Bildungsarbeit der politischen Parteien durch
Zuwendungen an Stiftungen oder Vereine — im
folgenden Rechtsträger genannt — zu fördern,
sofern diese Rechtsträger die nachfolgenden Be-
dingungen erfüllen:

1. Die Tätigkeit des Rechtsträgers darf nicht
auf Gewinn gerichtet sein;

2. der Rechtsträger muß in Übereinstimmung
mit seiner Satzung das Ziel verfolgen, die
staatsbürgerliche Bildung im Sinne der
Grundsätze der Bundesverfassung, die poli-
tische und kulturelle Bildung sowie die Ein-
sichten in politische, ökonomische, rechtliche
und gesellschaftliche Zusammenhänge auf
innerstaatlicher und internationaler Ebene
unmittelbar und in gemeinnütziger Weise
durch Schulungen, Seminare, Enqueten,
Vorträge, Arbeitsgruppen, Fernkurse, Sti-
pendien, Publikationen und ähnliches zu
fördern;

3. der Rechtsträger muß von einer im Natio-
nalrat vertretenen politischen Partei als der
von ihr bestimmte Förderungswerber be-
zeichnet sein;

4. der Rechtsträger muß gemäß seinen sat-
zungsmäßigen Zwecken den Bestimmungen
der §§ 34 bis 47 der Bundesabgabenord-
nung, BGBl. Nr. 194/1961, in der geltenden
Fassung entsprechen;

5. die Satzung des Rechtsträgers muß Bestim-
mungen darüber enthalten, daß der Jahres-
abschluß und die Gebarung alljährlich durch
zwei Wirtschaftsprüfer und Steuerberater
(Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungs-
gesellschaften) oder durch zwei Buchprüfer
und Steuerberater (Buchprüfungs- und
Steuerberatungsgesellschaften) im Sinne
der Wirtschaftstreuhänder-Berufsordnung,
BGBl. Nr. 125/1955, in der geltenden Fas-
sung auf Sparsamkeit, Zweckmäßigkeit und
Gesetzmäßigkeit bei der Verwendung der
Förderungsmittel zu prüfen und der Jahres-
abschluß im „Amtsblatt Zur Wiener Zeitung"
zu veröffentlichen ist.

(2) Hat eine politische Partei mehrere Rechts-
träger errichtet, so darf jedenfalls nur einer als
Förderungswerber bezeichnet werden.

§ 2. (1) Jedem förderungswürdigen Rechts-
träger sind auf sein Verlangen Förderungsmittel
zuzuweisen, die aus einem Grundbetrag in Höhe

von jährlich 3 Millionen Schilling und aus einem
Zusatzbetrag bestehen.

(2) Die Höhe des Zusatzbetrages für den ein-
zelnen Rechtsträger muß in einem festen Ver-
hältnis zur mandatsmäßigen Stärke der politi-
schen Partei im Nationalrat stehen, von der der
betreffende Rechtsträger als Förderungswerber
bezeichnet wurde. Die Zusatzbeträge dürfen
jährlich insgesamt 20 Millionen Schilling nicht
übersteigen.

(3) Die einem Rechtsträger gewährten Förde-
rungsmittel dürfen nicht in unbeweglichem Ver-
mögen oder in anderer Art dauernd angelegt
werden.

§ 3. (1) Die Feststellung, ob ein Rechtsträger
die im § 1 Abs. 1 aufgezählten Voraussetzungen
der Förderungswürdigkeit erfüllt und somit
einen Förderungsanspruch hat, sowie die Fest-
setzung der Höhe der Zusatzbeträge nach Maß-
gabe der Bestimmungen des § 2 Abs. 2 dieses
Bundesgesetzes obliegt der Bundesregierung. Die
Feststellung der Förderungswürdigkeit ist von
einem Antrag der in Betracht kommenden poli-
tischen Partei (des Rechtsträgers) abhängig. Eine
solche Feststellung ist zu widerrufen, wenn die
Voraussetzungen nicht mehr gegeben sind. Die
Förderung darf jeweils nur für ein Finanzjahr
bewilligt werden.

(2) Beim Bundeskanzleramt ist ein Beirat mit
beratender Funktion einzurichten. Den Vorsitz
führt der Bundeskanzler oder ein von ihm be-
stellter Vertreter. Dem Beirat gehört ferner je
ein Vertreter des Bundesministeriums für Unter-
richt und Kunst, des Bundesministeriums für
Wissenschaft und Forschung und des Bundes-
ministeriums für Finanzen sowie je zwei Ver-
treter der im Nationalrat vertretenen politischen
Parteien an.

(3) Vor der Beschlußfassung der Bundesregie-
rung über die Festsetzung des Zusatzbetrages
und vor einem Widerruf der Feststellung der
Förderungswürdigkeit gemäß Abs. 1 ist dem Bei-
rat Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(4) Der Beirat wird zu seinen Sitzungen vom
Bundeskanzler einberufen. Das nähere Verfahren
ist in einer Geschäftsordnung zu regeln, die mit
einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mit-
glieder beschlossen wird.

§ 4. (1) Der Bund darf Förderungsleistungen
an förderungswürdige Rechtsträger nur dann
erbringen, wenn sich diese anläßlich der Fest-
stellung der Förderungswürdigkeit (§ 3 Abs. 1)
verpflichten, bis spätestens 31. März jeden Jah-
res dem Rechnungshof einen Bericht über die
Verwendung der im vergangenen Jahr auf Grund
dieses Bundesgesetzes erhaltenen Förderungsmit-
tel vorzulegen. Abschriften des Berichtes an den
Rechnungshof sind der Bundesregierung und dem
Beirat vorzulegen.
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(2) Verfügt ein förderungswürdiger Rechts-
träger neben den Zuwendungen aus den Mit-
teln gemäß diesem Bundesgesetz über Zuwen-
dungen von dritter Seite oder über sonstige Ein-
nahmen, so ist die Gewährung von Leistungen
auf Grund dieses Bundesgesetzes davon abhängig
zu machen, daß der förderungswürdige Rechts-
träger über die Verwendung der sonstigen Mittel
eine gesonderte Verrechnung führt; auf diese
Mittel finden die für Stiftungen bzw. Vereine
geltenden Rechtsvorschriften Anwendung.

(3) Der Bund hat satzungswidrig oder gesetz-
widrig verwendete Förderungsmittel von dem
in Betracht kommenden Rechtsträger zurück-
zuverlangen. Vorher ist dem betroffenen Rechts-
träger Gelegenheit zu einer Stellungnahme zu
geben. Die Gewährung von Förderungsmitteln
an in Betracht kommende Rechtsträger ist von
der Bedingung abhängig zu machen, daß der
Rechtsträger sich verpflichtet, satzungswidrig
oder gesetzwidrig verwendete Förderungsmittel
auf Verlangen des Bundes jederzeit, mit 2 v. H.
über der Bankrate vom Tage der Auszahlung an
verzinst zurückzuzahlen. Das Recht, satzungs-
widrig oder gesetzwidrig verwendete Förde-
rungsmittel zurückzuverlangen, verjährt in fünf
Jahren. Die Verjährung beginnt mit Ablauf des
Jahres, in dem eine Förderungsleistung gewährt
worden ist. Hinsichtlich der Unterbrechung und
Hemmung der Verjährung ist § 209 der Bundes-
abgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961, sinnge-
mäß anzuwenden.

§ 5. Für Rechtsstreitigkeiten, die den Anspruch
auf Förderung (§ 3 Abs. 1), den Widerruf der
Förderungswürdigkeit (§ 3 Abs. 1) sowie die
Rückforderung von Förderungsmitteln (§ 4
Abs. 3) betreffen, sind die ordentlichen Gerichte
zuständig.

ABSCHNITT II

Förderung der Publizistik, die der staatsbürger-
lichen Bildung dient

§ 6. (1) Dem Bund obliegt ferner die Förde-
rung periodischer Druckschriften nach Maßgabe
der folgenden Bestimmungen.

(2) Der Bundesminister für Finanzen hat in
den der Bundesregierung vorzulegenden Entwurf
des jährlichen Bundesvoranschlages einen Betrag
von 5 Millionen Schilling zu diesem Zweck auf-
zunehmen.

§ 7. (1) Förderungsmittel nach diesem Bundes-
gesetz können an Verleger periodischer Druck-
schriften gewährt werden, sofern diese Druck-
schriften

1. mindestens viermal jährlich und höchstens
25mal jährlich zum Verkauf erscheinen;

2. in Österreich verlegt und hergestellt wer-
den und an denen wenigstens ein öster-
reichischer Herausgeber beteiligt ist;

3. ausschließlich oder vorwiegend Fragen der
Politik, der Kultur oder der Weltanschau-
ung (Religion) bzw. der in Zusammenhang
damit stehenden wissenschaftlichen Diszi-
plinen auf hohem Niveau abhandeln und
dadurch der staatsbürgerlichen Bildung die-
nen;

4. in mehr als einem Bundesland verbreitet
sind;

5. Mitteilungen von Vereinen oder Organisa-
tionen enthalten, die ein Ausmaß von höch-
stens 20 v. H. des redaktionellen Umfangs
der Zeitschrift nicht übersteigen und

6. zum Zeitpunkt der Einbringung eines An-
suchens auf Zuteilung von Förderungsmit-
teln mindestens seit einem Jahr regelmäßig
erscheinen.

(2) Förderungsmittel dürfen nur gewährt wer-
den, wenn sich Eigentümer, Herausgeber und
Verleger der zu fördernden periodischen Druck-
schrift verpflichten, diese ausschließlich zur Dek-
kung von Aufwendungen für die geförderte
periodische Druckschrift zu verwenden.

§ 8. (1) Begehren auf Zuteilung von Förde-
rungsmitteln für die Förderung solcher periodi-
scher Druckschriften können (innerhalb des ersten
Vierteljahres eines jeden Jahres bei dem im § 9
genannten Beirat eingebracht werden. Einem sol-
chen Begehren ist die im § 7 Abs. 2 genannte
Verpflichtungserklärung und ein vollständiges
und überprüfbares Verzeichnis aller Kosten und
Erträge anzuschließen, die der in Frage stehen-
den periodischen Druckschrift im letzten Kalen-
derjahr erwachsen sind.

(2) Die Verteilung der Förderungsmittel nach
Maßgabe der Förderungswürdigkeit obliegt der
Bundesregierung, die bei der Zuteilung auf die
Vorschläge des gemäß § 9 eingerichteten Beirates
Bedacht zu nehmen hat.

§ 9. (1) Beim Bundeskanzleramt ist ein weiterer
Beirat einzurichten. Ihm gehören an

1. je ein Vertreter der im Hauptausschuß des
Nationalrates vertretenen politischen Par-
teien;

2. ein Vertreter des Österreichischen Gewerk-
schaftsbundes;

3. ein Vertreter der publizistischen Wissen-
schaften an den österreichischen Universi-
täten ;

4. ein Vertreter der im § 7 Abs. 1 Z. 3 genann-
ten wissenschaftlichen Disziplinen;

5. ein Vertreter aus dem Bereich der Volks-
bildung;

6. ein Vertreter aus dem Bereich der gesetzlich
anerkannten Kirchen und Religionsgesell-
schaften;

7. je ein Vertreter des Bundeskanzleramtes, des
Bundesministeriums für Unterricht und
Kunst und des Bundesministeriums für Wis-
senschaft und Forschung;
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8. je ein Vertreter repräsentativer Vereinigun-
gen österreichischer Zeitschriftenheraus-
geber, österreichischer Zeitschriftenverleger
und freier Journalisten.

(2) Die Mitglieder gemäß Abs. 1 Z. 1 werden
dem Bundeskanzler von den dort genannten
Parteien, das Mitglied gemäß Abs. 1 Z. 2 wird
dem Bundeskanzler vom Österreichischen Ge-
werkschaftsbund vorgeschlagen. Das Mitglied ge-
mäß Abs. 1 Z. 3 wird dem Bundeskanzler von
einer gemeinsamen Konferenz aller Institute für
Publizistikwissenschaften an den österreichischen
Universitäten vorgeschlagen, in der alle an die-
sen Instituten Habilitierten sowie je ein Assi-
stentenvertreter und ein Vertreter aus dem Kreis
der Studierenden der publizistischen Wissenschaf-
ten, der von der Österreichischen Hochschüler-
schaft bestellt wird, stimmberechtigt sind. Der
im Abs. 1 Z. 4 genannte Vertreter wird von der
Österreichischen Rektorenkonferenz einvernehm-
lich mit der Akademie der Wissenschaften vor-
geschlagen. Der im Abs. 1 Z. 5 genannte Ver-
treter aus dem Bereich der Volksbildung wird
dem Bundeskanzler von einer gemeinsamen Kon-
ferenz der mit Fragen der Volksbildung befaßten
Einrichtungen Österreichs vorgeschlagen. Der im
Abs. 1 Z. 6 genannte Vertreter aus dem Bereich
der gesetzlich anerkannten Kirchen und Reli-
gionsgesellschaften ist dem Bundeskanzler von
den gesetzlich anerkannten Kirchen und Reli-
gionsgesellschaften einvernehmlich vorzuschlagen.
Die Mitglieder gemäß Abs. 1 Z. 8 werden dem
Bundeskanzler von den dort genannten Vereini-
gungen vorgeschlagen.

(3) Alle Mitglieder des Beirates werden von
der Bundesregierung für eine Funktionsperiode
von drei Kalenderjahren bestellt. Sie üben ihre
Funktion ehrenamtlich aus. In unmittelbarer
Aufeinanderfolge darf ein Mitglied dem Beirat
nur während zweier Funktionsperioden ange-
hören. Die Mitglieder unterliegen hinsichtlich der
Tatsachen, die ihnen gemäß § 8 Abs. 1 bekannt
werden, der Verschwiegenheitspflicht.

(4) Der Beirat hat einen Vorsitzenden und
einen Stellvertreter aus dem Kreis seiner Mit-
glieder zu wählen. Er ist beschlußfähig, wenn
der Vorsitzende oder sein Stellvertreter und min-
destens die Hälfte der Mitglieder anwesend sind;
er faßt seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit
der abgegebenen Stimmen. Die erstmalige Ein-
berufung des Beirates und der Vorsitz bis zur
Wahl eines Vorsitzenden obliegt dem Bundes-
kanzler.

(5) Der Beirat hat sich eine Geschäftsordnung
zu geben, die zu ihrem Zustandekommen eines
Beschlusses der Mehrheit von zwei Dritteln der
Stimmen der Mitglieder bedarf.

§ 10. (1) Verlegern periodischer Druckschriften,
deren Förderung auf Grund eines Gutachtens
des Beirates von der Bundesregierung beschlos-
sen wird, gebührt nach Maßgabe der im jähr-
lichen Bundesfinanzgesetz vorgesehenen Mittel
— unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 3 —
ein Grundbetrag von 60.000 S und ein Zusatz-
betrag, der nach Maßgabe der Bestimmungen
des Abs. 2 zu errechnen ist; die Förderung wird
jeweils nur für ein Finanzjahr bewilligt.

(2) Der Zusatzbetrag beträgt 10 v. H. jener
Summe, die sich ergibt, wenn man den Mittel-
wert zwischen der Auflage und der Zahl der
verkauften Stücke einer periodischen Druckschrift
eines Jahres mit der Anzahl der jährlich erschei-
nenden Nummern dieser Druckschrift sowie mit
ihrem Durchschnittsverkaufspreis in dem betref-
fenden Jahr vervielfacht. Der Zusatzbetrag darf
jedoch das Dreifache des Grundbetrages nicht
überschreiten.

(3) Sollte der Gesamtbetrag der nach Abs. 1
und 2 errechneten Zuwendungen an die als förde-
rungswürdig festgestellten Verleger die Höhe der
vorgesehenen Mittel übersteigen, so sind diese
Beträge anteilsmäßig zu kürzen.

(4) § 4 Abs. 3 ist in Verbindung mit § 5 sinn-
gemäß anzuwenden.

§ 11. Die Bundesregierung hat alljährlich einen
Bericht über die Zuteilung der Förderungsmittel
sowie über die Gründe ihrer Beschlüsse dem
Nationalrat spätestens bis 31. März des folgenden
Haushaltsjahres vorzulegen.

ABSCHNITT III

§ 12. (1) Förderungsmittel auf Grund dieses
Bundesgesetzes dürfen erstmalig nach Maßgabe
des Bundesfinanzgesetzes 1973 gewährt werden.

(2) Die Bestimmung des § 2 Abs. 3 gilt in
den Jahren 1973 bis 1975 mit der Maßgabe,
daß bis zu 50 v. H. der den Rechtsträgern ge-
währten Förderungsmittel für unbewegliches
Vermögen aufgewendet werden dürfen, das der
Unterbringung dieser Rechtsträger dient.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
bzw. mit der Vertretung des Bundes als Träger
von Privatrechten ist die Bundesregierung, hin-
sichtlich des § 5 der Bundesminister für Justiz
und hinsichtlich des § 6 Abs. 2 der Bundesmini-
ster für Finanzen betraut. Die Vorbereitung und
Durchführung der Beschlüsse der Bundesregie-
rung obliegt dem Bundeskanzler.

Jonas
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Kirchschläger Moser

Firnberg Leodolter
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